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Der vorliegende Beitrag gibt einen kurzenÜberblicküber die wesentlichen Merk-
male nachhaltiger Entwicklung und deren Bezug zum Bauen mit Beton. Er orien-
tiert sich dabei an der Wertsch¨opfungskette beim Bauen mit Beton und greift die Ar-
beit der Enquete Kommission des Deutschen Bundestages

”
Schutz des Menschen

und der Umwelt – Ziele und Rahmenbedingungen einer nachhaltig zukunftsver-
träglichen Entwicklung“ [12, 13] auf. Zudem finden sich ausf¨uhrliche Literaturan-
gaben zum Thema Bauen und nachaltige Entwicklung.

1 Einleitung

Die Definition des Begriffs ”sustainable development” (
”
nachhaltige Entwicklung“) geht in sei-

ner heutigen Bedeutung auf den Bericht ”Our common future” [28] der World Commission on
Environment and Development (

”
Brundtland Kommission“) aus dem Jahre 1987 zur¨uck:

“Sustainable development is development that meets the needs of the present wi-
thout compromising the ability of future generations to meet their own needs“� [28]

Es existieren eine Vielzahl ¨ahnlicher Definitionen nachhaltiger Entwicklung, die sich mehr
oder weniger von der oben gemachten unterscheiden. Ursachen hierf¨ur sind in z. B. Unterschie-
de in Problemverst¨andis, Wertekategorien und Handlungsmustern verschiedener beteiligter Wis-
senschaftsdisziplinen oder unterschiedliche geografische und zeitliche Horizonte. Als wesentli-
ches Merkmal einer nachhaltigen Entwicklung identifizieren alle Definitionen eine ganzheitliche
Betrachtung, die ¨okologische, ¨okonomische und soziale Belange ber¨ucksichtigt. Entscheidungen
sind daher immer unter Ber¨ucksichtigung jeder dieser drei Faktoren zu treffen.

Ziel der nachhaltigen Entwicklung ist einqualitativesWachstum, das sich – anders als
quantitativesWachstum – nicht mehr nur an der Sozialproduktgr¨oße orientiert, sondern gesell-
schaftliche und Umweltaspekte gleichermaßen ber¨ucksichtigt. In den meisten Betrachtungen zur

�etwa: Nachhaltige Entwicklung ist eine Entwicklung, die die Bed¨urfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne zu ris-
kieren, daß k¨unftige Generationen ihre eigenen Bed¨urfnisse nicht mehr befriedigen k¨onnen
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nachhaltigen Entwicklung liegt ein Schwerpunkt auf derÖkologie. Dies ist in erster Linie da-
durch begr¨undet, dass die gesellschaftlichen Regeln und die Gesetze derÖkonomie in einem
lange währenden Prozess entwickelt wurden, ohne dieÖkologie als Teil dieses Systems aus-
reichend mit einzubeziehen. Der Naturhaushalt wurde fr¨uher als eine unersch¨opfliche Quelle
von Rohstoffen und ebenso unbegrenzt aufnahmef¨ahige Senke f¨ur Abfälle angesehen. Es ist je-
doch unbestritten, dass die nat¨urlichen Ressourcen als knappes Gut angesehen werden m¨ussen.
Es werden zunehmend Wechselwirkungen zwischen ¨okologischen Zielen einerseits sowie so-
zialen und ¨okonomischen Zielen andererseits deutlich. Zuk¨unftige gesellschaftliche Aufgaben
bestehen unter anderem darin, ¨okologische Ziele in das bestehende Gef¨ugeökonomischer und
sozialer Regelkreise zu integrieren. Daraus abzuleiten, dass zur Erf¨ullung dieser gesellschaftli-
chen Aufgaben den ¨okologischen Zielen im Einzelfall Vorrang vor anderen Zielen einzur¨aumen
ist, läßt sich aus dem Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung jedoch nicht ableiten.

2 Politische und gesetzliche Rahmenbedingungen

Der Deutsche Bundestag hat der Umsetzung dieser Handlungsempfehlungen im Rahmen der
Arbeit von mehreren Enquete-Kommissionen Rechnung getragen. So hat der 12. Deutsche Bun-
destag die Enquete-Kommissionen

”
Schutz der Erdatmosph¨are“ und

”
Schutz des Menschen und

der Umwelt – Bewertungskriterien und Perspektiven f¨ur umweltverträgliche Stoffkreisl¨aufe in
der Industriegesellschaft“ eingesetzt. Der 13. Deutsche Bundestag hat aufgrund der Empfehlung
der letzeren Kommission, die Arbeit auch in der 13. Legislaturperiode fortzuf¨uhren, die Enquete-
Kommission

”
Schutz des Menschen und der Umwelt – Ziele und Rahmenbedingungen einer

nachhaltig zukunftsvertr¨aglichen Entwicklung“ eingesetzt. Die Arbeit dieser Kommissionen ist
in mehreren Ver¨offentlichungen dokumentiert [11, 12]. Insbesondere die Enquete-Kommission
des 13. Deutschen Bundestags hat das Feld

”
Bauen und Wohnen“ – besonders unter den Ge-

sichtspunkten Energie, Fl¨acheninanspruchnahme und Stoffstr¨ome – behandelt.

3 Kriterien f ¨ur nachhaltiges Bauen und Wohnen

Zur konkreten Umsetzung des Gedankens einer nachhaltigen Entwicklung im Bereich Bauen
und Wohnen ist es erforderlich, Kriterien festzulegen, anhand derer bewertet werden kann, ob
bzw. in welchem Maße ein Projekt mit den Zielen einer nachhaltigen Entwicklung zu vereinba-
ren ist. Mit welchen Methoden eine solche Bewertung durchgef¨uhrt werden kann, wird in den
betroffenen Kreisen intensiv diskutiert. M¨ogliche Methoden sind z. B. diëOkobilanz oder die
Ökoeffizienzanalyse. Die verschiedenen Vorgehensweisen unterscheiden sich unter anderem in
der Art der Kriterien, anhand derer die Nachhaltigkeit einer Maßnahme ¨uberprüft wird. Neben
quantitativen Zielen und Indikatoren, wie z. B. innerhalb der ¨okologischen Dimension f¨ur Emis-
sionen, Flächeninanspruchnahme oder Ressourcenverbrauch, werden vielfach auch qualitative
Kriterien formuliert. Letzteres ist h¨aufig im Hinblick auf die Beurteilung der sozialen Dimen-
sion zweckm¨aßig, da beispielsweisëAsthetik oder Nutzerakzeptanz eines Bauwerks i. a. nicht
sinnvoll zu quantifizieren sind. Aber auch ¨okologische Parameter, wie z. B. der Naturschutzwert
einer Fläche kann man nur schwer in Zahlen fassen. In ¨ahnlicher Weise ist auch zwischen so-
genannten absoluten und relativen Analysen zur nachhaltigen Entwicklung zu unterscheiden.
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Während bei absoluten Analyseverfahren dieÜbereinstimmung einer Maßnahme mit den Zie-
len einer nachhaltigen Entwicklung an der Erf¨ullung bestimmter Anforderungen, wie z. B. ge-
setzlich festgelegter Grenzwerte oder bestimmter Nutzeranforderungen gemessen wird, dienen
relative Analysen dazu, verschiedene Varianten bez¨uglich ihrer Nachhaltigkeit miteinander zu
vergleichen. Hierzu ist anzumerken, dass in vielen F¨allen keine allgemein anerkannten Ziele f¨ur
eine nachhaltige Entwicklung existieren (vgl. hierzu auch [12], S. 21 ff.). Vielfach wird daher
in Analysen zur nachhaltigen Entwicklung einer der drei Dimensionen einer nachhaltigen Ent-
wicklung eine Art Leitungsfunktion zugesprochen, die jeweils durch Anforderungen der beiden
anderen Kategorien erg¨anzt wird. Es hat sich als sinnvoll herausgestellt, Nachhaltigkeitsanalysen
an der Wertsch¨opfungskette zu orientieren.

4 Baustoffproduktion

4.1 Produktion mineralischer Baustoffe

In Deutschland wurden 1997 ca. 770 Mio. t Mineralstoffe gewonnen, wovon der gr¨oßte Teil im
Bauwesen Verwendung fand [27]. Damit z¨ahlt das Bauen zu den Verursachern sehr großer Stoff-
ströme. Es ist festzustellen, dass die Produktion von Steine und Erden-Erzeugnissen im Zuge der
deutschen Wiedervereinigung und des dadurch ausgel¨osten Baubooms einen Spitzenwert von
870 Mill. Tonnen im Jahr 1994 erreichte, danach jedoch wieder auf den o. g. Wert von ca. 770
Mill. Tonnen jährlich abfiel. Diese Rohstoffe werden fast vollst¨andig im Inland gewonnen, wo-
bei die Verteilung der Gewinnungsst¨atten entsprechend den geologischen Formationen regional
konzentriert ist. Die Reserven an mineralischen Rohstoffen sind groß genug, um den Bedarf ¨uber
mehrere Jahrhunderte zu decken. Es wird davon ausgegangen, dass allein im Alpenvorland min-
destens 100 Milliarden Tonnen Sand und Kies lagern [23]. Dennoch reichen die f¨ur den Abbau
genehmigten Vorr¨ate der einzelnen Betriebe h¨aufig nur für einige Jahre. Bei der Erteilung von
Genehmigungen zur Abgrabungserweiterung stehen die Interessen der Abbaubetriebe h¨aufig in
Konflikt mit alternativen Interessen zur Fl¨achennutzung (z. B. Grundwasser- oder Landschafts-
schutzgebiet, Wohnbauland, landwirtschaftliche Nutzfl¨ache). Anders als bei Energietr¨agern, wie
z. B. Erdöl, ist das Problem des Ressourcenverbrauchs bei mineralischen Rohstoffen in erster
Linie ein Problem der Fl¨acheninanspruchnahme, das – bei starker hoheitlicher Einflussnahme
– zwischen konkurrierenden Nutzungsarten entschieden wird. Hierbei ist zu bedenken, dass es
sich bei der Fl¨acheninanspruchnahme f¨ur den Abbau von Bodensch¨atzen um tempor¨are Maß-
nahmen handelt. Hinzu kommen ggf. Eingriffe in Grundwasserhorizonte.

Von Interesse sind hier die durch die Zement- und Betonherstellung induzierten Stoffstr¨ome.
Der VDZ hat in einer Umfrage [26] f¨ur das Jahr 1998 eine Produktion von 45,7 Mio. Tonnen
Kalkstein, Mergel und Kreide f¨ur die Herstellung von 34,9 Mio. Tonnen Zementklinker [7] er-
mittelt. Von den 1997 insgesamt gewonnenen knapp 400 Mio. Tonnen Bausand und Baukies
finden 131,7 Mio. Tonnen als Gesteinsk¨ornungen f¨ur Ortbeton Verwendung, davon mit 105,3
Mio. Tonnen der gr¨oßte Anteil im Hochbau. Weitere Abnehmer sind Betonwaren im Hochbau
mit 18,8 Mio. Tonnen und Betonerzeugnisse f¨ur den Tiefbau mit 24,2 Mio. Tonnen [27]. Da
die mineralischen Rohstoffe im Bauwerk normalerweise ¨uber einen sehr langen Zeitraum (> 50
Jahre) verbleiben, kann eine Akkumulation dieser Stoffe im Geb¨audebestand stattfinden. Hoch-
rechnungen haben ergeben, dass seit 1950 ca. 3,6 Milliarden m3 Beton hergestellt wurden, deren
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überwiegender Teil sich noch im Geb¨audebestand befindet [20]. Es wird davon ausgegangen,
dass diese Akkumulation um das Jahr 2000 ihren H¨ohepunkt erreicht haben wird und anschlie-
ßend die Summe der im Geb¨audebestand gespeicherten Baustoffmenge abnehmen wird [13].

In Zusammenhang mit der Produktion mineralischer Baustoffe sind insbesondere die Gewin-
nung der Rohstoffe in Steinbr¨uchen und die zur Versorgung der Kunden erforderlichen Transpor-
te von Bedeutung. Hierzu ist festzustellen, dass insbesondere der Abbau mineralischer Rohstoffe
als Eingriff in die Naturwahrgenommenwird. Steinbrüche heben sich durch ihr Erscheinungs-
bild von der im Allgemeinen land- oder forstwirtschaftlich genutzten Umgebung deutlich ab.
Entgegen dieserWahrnehmungist die Beeinträchtigung der Natur durch Steinbr¨uchetats̈achlich
vergleichsweise gering. Dies gilt sowohl f¨ur in Betrieb befindliche Steinbr¨uche als auch f¨ur
aufgelassene bzw. renaturierte Steinbr¨uche [24]. Ursache f¨ur diese zun¨achstüberraschende Tat-
sache ist im Wesentlichen, dass eine vom Menschen als nat¨urlich empfundene Kulturlandschaft
nicht unbedingt ¨okologisch wertvoll sein muß. In intensiv forst- und landwirtschaftlich genutzten
Landstrichen kann in Einzelf¨allen sogar die Artenvielfalt in aufgelassenen Steinbr¨uchen h¨oher
sein, als in einem den Steinbruch umgebenden fl¨achenm¨aßig wesentlich gr¨oßeren Umfeld. Dies
liegt auch daran, dass bestimmte seltene oder gar bedrohte Arten die extremen klimatischen
Bedingungen, z. B. an Steilh¨angen, ben¨otigen [25, 21]. Mittlerweile werden solche Belange des
Naturschutzes in den meisten F¨allen in die Betriebsplanung mit einbezogen und so der Konflikt
zwischen wirtschaftlichen Interessen und ¨okologischen Zielen in hohem Maße ausgeglichen.

Ökologisch vorteilhaft ist auch, dass homogene Masseng¨uter wie mineralische Rohstoffe
i. a. nur über kurze Distanzen wirtschaftlich transportiert werden k¨onnen. Beispielsweise sind
die deutschen Zementwerke relativ gleichm¨assig, entsprechend den geologischen Formationen,
über die Bundesrepublik verteilt. Dies gilt in noch gr¨oßerem Maße f¨ur Abbaustätten von Ge-
steinskörnungen . Im Gegensatz zu Holz oder Produkten der Erd¨olchemie handelt es sich bei
mineralischen Baustoffen daher in der Regel um regionale Produkte.

5 Nutzung von Bauwerken

5.1 Flächeninanspruchnahme durch das Bauen

In Tabelle 1 sind die Fl¨achennutzungsarten an der Bodenfl¨ache der Bundesrepublik Deutsch-
land im Jahr 1993 angegeben. Die Bundesforschungsanstalt f¨ur Landeskunde und Raumordnung
schätzt, dass zwischen 1991 und 2010 aufgrund des starken Wohnungsneubaus etwa 370000
ha Fläche als Wohnbauland in Anspruch genommen werden [6]. In erster Linie geht diese
Wohnbaulandnachfrage von Ein- und Zweifamilienh¨ausern aus. Dagegen wird erwartet, dass
die Nachfrage nach fl¨achensparenden Mehrfamilienh¨ausern gering, sogar eher r¨uckläufig sein
wird.

Andererseits sind auch gegenl¨aufige Tendenzen vorhanden. Bisher milit¨arisch oder industri-
ell genutzte Fl¨achen wurden und werden in erheblichem Umfang aufgegeben. Auch wenn diese
Flächen nicht im eigentlichen Sinne renaturiert werden, so sind sie doch weitgehend der Natur
überlassen und dem menschlichen Zugriff entzogen. Es bleibt unklar, ob eine solche Zunahme
ungenutzter Fl¨achen in Zahlen zur Fl¨acheninanspruchnahme enthalten ist, oder nicht. Weiterhin
erscheint es plausibel, dass bei einer Fortsetzung des derzeitigen demografischen Wandels die
sinkende Bev¨olkerungszahl in absehbarer Zeit trotz Zunahme der pro Kopf verf¨ugbaren Wohn-
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Fläche [1000 ha] Anteil [%]
Siedlungs- und Verkehrsfl¨ache 4016,6 11,3

darunter
Gebäude- und Freifl¨achen 2065,7 5,8
Betriebsflächen (ohne Abbauland) 55,0 0,2
Erholungsfläche 230,7 0,6
Verkehrsfläche 1632,7 4,6
Friedhofsfläche 32,5 0,1

Abbauland (Abbau von Bodensubstanz) 187,8 0,5
Landwirtschaftsfl¨ache 19543,3 54,7
Waldfläche 10432,6 29,2
Wasserfläche 779,8 2,2
Flächen anderer Nutzung 736,9 2,1
Gesamtflächen 35697,0 100,0

Tabelle 1: Anteil der Fl¨achennutzungsarten an der Bodenfl¨ache der BRD 1993, Quelle: Statisti-
sches Bundesamt (1995), entnommen aus [12]

fläche zu einer stark reduzierten Fl¨acheninspruchnahme, evtl. sogar zu einer Netto-Freisetzung
von genutzter Fl¨ache führen wird. Aus der Forderung der Enquete Kommission ableiten zu wol-
len, dass eine Ausweisung von neuem Bauland einer nachhaltigen Entwicklung zuwiderl¨auft,
wäre jedoch falsch.

Gleichzeitig belegen die Zahlen in Tabelle 2, dass insbesondere im Bereich der Ein- und
Zweifamilienhäuser das zul¨assige Maß der baulichen Nutzungen von Grundst¨ucken bei weitem
nicht ausgesch¨opft ist. Insofern ist die Strategie des BMVBW naheliegend, die Fl¨acheninan-
spruchnahme durch die Schaffung neuen Wohnraums in den Kernst¨adten unter Nutzung der
bereits vorhandenen Infrastruktur zu senken (Nachverdichtung). Gegen diese Methodik wird
häufig das Argument vorgebracht, dass bei weiterer Verdichtung in den Ballungsr¨aumen eine
kritische Verdichtung ¨uberschritten werde, mit der Folge einer Abwanderung von Bewohnern in
andere

’
wohnlichere‘ Viertel. Obwohl eine solche Gefahr tats¨achlich besteht, kann bei sorgf¨alti-

ger Planung, die die Funktionen Verkehr, Wohnen, Arbeiten und Erholung vertr¨aglich anord-
net, eine solche Nachverdichtung erfolgreich sein. Im Ergebnis werden dann monozentrische
Strukturen durch Stadtteilzentren abgel¨ost. Dass solche Unterzentren auf hohe Akzeptanz bei
der Bevölkerung stossen, kann in vielen Großst¨adten beobachtet werden. Nachhaltiges Bauen
und Wohnen bedeutet in diesem Zusammenhang also, st¨arker verdichtete Siedlungsformen zu
fördern, ohne dabei eine Verminderung der Wohn- und Lebensqualit¨at in Kauf zu nehmen. Die
Nachverdichtung durch Bebauung untergenutzter Grundst¨ucke (z. B. durch Baul¨uckenschließun-
gen, Bebauung in zweiter Reihe, Bebauung von Blockinnenbereichen, Geb¨audeaufstockung,
etc., vgl. Tabelle 2) ist im Allgemeinen schwierig. H¨aufig wird das Maß der baulichen Nutzung
und damit auch die Rentabilit¨at einer Nachverdichtungsmanahme durch die bereits vorhande-
ne Bebauung eingeschr¨ankt. Fragen der Erschließung und der Belichtung sowie Anforderungen
an die Baustellenlogistik f¨uhren oft zu einem Mehraufwand bei Nachverdichtungsmaßnahmen
gegen¨uber der Nutzung neuerschlossener Baugrundst¨ucke. In nicht wenigen F¨allen spielt auch
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genutzte zulässige durchschnittliche Ausnutzungsgrad
Baugebietstyp GFDa GFZb Grundstücksgröße [m2] GFD

GFZ
[%]

Kleinsiedlungsgebiete 0,251 0,4 744 62.8
Reine Wohngebiete 0,402 1,2 644 33.5
Allgemeine Wohngebiete 0,392 1,2 733 32.7
Besondere Wohngebiete 0,796 1,6 746 49.8
Dorfgebiete 0,275 1,2 854 22.9
Mischgebiete 0,483 1,2 910 40.3
Kerngebiete 0,868 3,0 1309 28.9
Industriegebiete 0,355 2,4 1074 14.8
Sonstige Sondergebiete 0,440 2,4 2644 18.3

aGFD: Geschoßfl¨achendichte — gibt das tats¨achlich vorhandene Maß der baulichen Nutzung an.
bGFZ: Geschoßfl¨achenzahl — gibt das nach Bauordnung zul¨assige Maß der baulichen Nutzung an. Hierbei ist

zu beachten, dass das Maß der baulichen Nutzung ebenfalls durch die Vorschriften der Landesbauordnungen
bezüglich der Abstandsfl¨achen und der Zahl der zul¨assigen Vollgeschoße beeinflußt wird.

Tabelle 2: Nachverdichtungspotential bei genehmigten Wohngeb¨auden im Bundesgebiet (1995),
Zahlen aus [12]

die spekulative Zur¨uckhaltung der Fl¨achen durch die bisherigen Eigent¨umer. Bei sorgf¨altiger
Planung k¨onnen Programme zur Baul¨uckenschließung jedoch erfolgreich sein, wie das Beispiel
Köln zeigt [22]. Dies setzt voraus, dass der Grundst¨ucksspekulation mit wirksamen Maßnahmen
entgegengetreten wird. Beispielsweise kann die Kommune bei untergenutzten Grundst¨ucken ein
Baugebot aussprechen. Von gr¨oßerer Bedeutung d¨urfte die Konversion von bisher milit¨arisch
oder industriell genutzten Brachen sein. Tabelle 3 gibt einenÜberblick über solche in Deutsch-
land vorhandenen Fl¨achen. Obwohl die insgesamt freiwerdenden Fl¨achen sehr groß sind, kann
wahrscheinlich nur der kleine, im Innenbereich liegende Teil zur Verringerung der Fl¨acheninan-
spruchnahme genutzt werden. Ein großes Potential bebaubarer Fl¨achen stellen auch die zumeist
innerstädtisch gelegenen, nicht mehr genutzten Bahnbetriebsfl¨achen, z. B. alte G¨uterbahnh¨ofe,
dar. Beispiele f¨ur solche Konversionen sind der in K¨oln auf dem Gel¨ande des ehemaligen G¨uter-
bahnhofs Gereon realisierte

”
Media Park“ oder das geplante

”
Stuttgart21“-Projekt. In nicht we-

nigen Fällen bestehen jedoch Altlasten aus dem fr¨uheren Betrieb, deren Verursacher nicht mehr
zu ermitteln bzw. nicht mehr zahlungsf¨ahig sind. Um solche Fl¨achen einer erneuten Nutzung zu-
zuführen, müssen die bestehenden Altlasten saniert werden. Die gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen legt das Bundesbodenschutzgesetz [3] fest. Die zur Sanierung erforderlichen Maßnahmen
richten sich nach der Art der Folgenutzung. H¨aufig wird die Erschließung dieser Fl¨achen jedoch
unwirtschaftlich.

Auch wenn die zur Erschließung innerst¨adtischer Nachverdichtungsfl¨achen erforderliche In-
frastruktur bereits prinzipiell vorhanden ist, darf man nicht ohne weiteres erwarten, dass diese
in ihrer Leistungsf¨ahigkeit auch den h¨oheren Anforderungen eines dichter besiedelten Gebiets
gewachsen ist. Dies gilt sowohl f¨ur die Verkehrsfl¨achen als auch f¨ur die Ver- und Entsorgungs-
systeme. Durch die Nachverdichtung auf innerst¨adtischen Konversionsfl¨achen erh¨oht sich neben
der Auslastung bestehender Verkehrswege auch die Immissionsbelastung durch L¨arm, Abgase
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Land insgesamt davon
im Außenbereich im Innenbereich

[ha] [%] [%]
Schleswig-Holstein 1737 81 19
Hamburg 587 0 100
Niedersachsen – – –
Bremen – – –
Nordrhein-Westfalen 4269 66 34
Hessen 331 62 38
Rheinland-Pfalz 5631 89 11
Baden-Württemberg 4022 7 93
Bayern 4360 84 16
Saarland 66 81 19
Berlin (Ostteil) 86 0 100
Brandenburg 78291 84 16
Mecklenburg-Vorpommern 14658 98 11
Sachsen 14260 80 20
Sachsen-Anhalt 30132 82 18
Thüringen 13283 76 24
alte Länder 21003 64 36
neue Länder 150710 83 17
insgesamt 171713 81 19

Tabelle 3: Freiwerdende milit¨arische Liegenschaften im Bundesgebiet nach [17]

und Staub. Die manchmal ge¨außerte Erwartung, dass mit steigender Verdichtung das Verkehrs-
aufkommen abnehme, scheint sich nicht zu erf¨ullen. Auch die Nachfrage nach Mobilit¨at – gleich
in welcher Form – nimmt nicht ab, eher das Gegenteil ist der Fall. Bei der Umsetzung des Kon-
zepts der Nachhaltigkeit auf diesem Sektor sind zwei Aspekte von Bedeutung, n¨amlich einerseits
die Intensität der Flächennutzung selbst und andererseits die baulichen Voraussetzungen, die ei-
ne intensivere Nutzung der Wohnbaufl¨achen ohne Einbußen bei der Wohn- und Lebensqualit¨at
erst erm¨oglichen. Dieser inh¨arente Widerspruch – fl¨achensparendes Bauen einerseits, dadurch
konzentrierte Immissionsbelastung andererseits – kann nicht aufgel¨ost, aber deutlich vermindert
werden.

Geht man davon aus, dass die Nachverdichtung einen sinnvollen Ansatz zum fl¨achen- und
damit ressourcenschonenden Bauen darstellt und dass die Bewohner solcher Gebiete ihr Bed¨urf-
nis nach Mobilität und Lebensqualit¨at ebenso befriedigen wollen, wie Bewohner von Neubau-
siedlungen am Stadtrand, ist konsequenterweise eine entsprechende bauliche Gestaltung der
Siedlungs- und Verkehrsinfrastruktur erforderlich. Insofern bedeutet ressourcensparendes Bauen
nicht grunds¨atzlich einen Verzicht auf (Neu-) Baut¨atigkeit. Entgegen der pauschalen Aussage im
Leitfaden

”
Nachhaltiges Bauen bei Bundesbauten“ [5] (

”
Bauen belastet die Umwelt“) ist davon

auszugehen, dass unter Beibehaltung des gegenw¨artigen Maßes an individuellem Fl¨achenbedarf
für Wohnen und Mobilit¨at die Umweltbelastung durch den Einsatz sorgf¨altig und zweckm¨aßig
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geplanter Bauten gegen¨uber einem Verzicht auf Baumaßnahmen verringert werden kann.

5.2 Energieverbrauch

Rund 45 % der in Deutschland umgesetzten Endenergie wird in Geb¨auden verbraucht [17]. Die-
se Energie wird f¨ur die Klimatisierung (im Wesentlichen Beheizung), Warmwassererzeugung,
Beleuchtung und den Betrieb von (elektrischen) Haushalts- und B¨urogeräten verwendet. We-
gen der klimatischen Verh¨altnisse in Deutschland entf¨allt ca. ein Drittel des Endenergiebe-
darfs auf die Erzeugung von Raumw¨arme während der Heizperiode, davon ca. 65 % auf pri-
vate Wohnungen, 25 % auf Kleinverbraucher wie Handel, Handwerk und ¨offentliche Einrich-
tungen und 10 % auf die Industrie [10]. Weitere 4 % der Endenergie werden f¨ur die Warm-
wasserbereitung verwendet [10]. Als Maß f¨ur die Energieeffizienz eines Geb¨audes wird der
Heizwärme- bzw. Heizenergiebedarf pro Quadratmeter Wohnfl¨ache und Jahr angegeben. Diese
Größen lassen sich nicht unmittelbar vergleichen, da die Heizenergie noch in Heizw¨arme um-
gewandelt werden muss (z. B. durch eine Zentralheizung), wobei Verluste auftreten. EHM [10]
gibt den mittleren Heizenergieverbrauch mit 200 kWh/(m2�a) für die alten Bundesl¨ander und
mit 265 kWh/(m2�a) für die neuen Bundesl¨ander an. Dagegen wird in [11] der durchschnittliche
Jahresheizw¨armebedarf des Geb¨audebestandes mit 162 kWh/(m2�a) angegeben und ein Dienst-
leistungsunternehmen der Geb¨audewirtschaft gibt den gemessenen Verbrauch im Bundesdurch-
schnitt mit ca. 177 kWh/(m2�a) an [4]. Der Gesetzgeber hat 1977 die erste W¨armeschutzverord-
nung erlassen, die zwischenzeitlich mehrfach versch¨arft worden ist. Dies hat dazu gef¨uhrt, dass
der Heizenergiebedarf von neu errichteten Wohngeb¨auden auf ca. 90 – 100 kWh/(m2�a) gesun-
ken ist (WSchV 95). Die Einf¨uhrung der Energieeinsparverordnung (EnEV) wird diesen Wert
nochmals um ca. 25% senken. Auf den Energieverbrauch des Geb¨audebestandes haben diese
Verordnungen nur geringen Einfluss, da diese einen Bestandsschutz geniessen.

Der Heizenergieverbrauch resultiert aus dem Bed¨urfnis nach Behaglichkeit in Aufenthalts-
räumen von Wohngeb¨auden. Um dieses Bed¨urfnis zu befriedigen, ist es erforderlich, das Innen-
raumklima innerhalb gewisser Grenzen zu halten. Bei Beschr¨ankung auf die Parameter Raum-
lufttemperaturtL und Oberflächentemperatur der Decken und W¨andetU liegt der behagliche
Bereich etwa beitL = 19

Æ � � � 23Æ undtU = 20
Æ � � � 22Æ. Diese Anforderungen sind w¨ahrend des

ganzen Jahres konstant. Dagegen sind die klimatischen Verh¨altnisse außerhalb des Geb¨audes er-
heblichen Schwankungeny unterworfen. Zur Kompensation dieser Schwankungen sind zwei Me-
chanismen zu unterscheiden, n¨amlich die Minimierung des Energieverlustes durch die Geb¨aude-
hülle und – wenn dies nicht ausreicht – die Energiezufuhr aus einem Reservoir (Heizung). Bisher
handelt es sich bei diesem Reservoir praktisch ausschließlich um fossile Brennstoffe. Die damit
zusammenh¨angenden Probleme wurden bereits in Kapitel dargestellt. Um im Hinblick auf die
Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklung die energiebedingten CO2-Emissionen zu senken,
bieten sich folgende M¨oglichkeiten an:

� die Optimierung der Summe aus W¨armeverlusten und W¨armegewinnen (Steigerung der
Energieeffizienz von Geb¨auden), so dass weniger Energie umgewandelt werden muss.

yDiese Schwankungen sind z. T. unregelm¨aßig, z. T. periodisch mit unterschiedlicher Periodendauer, z. B. t¨agliche
und jährliche Schwankungen.
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� Optimierung der Energiezufuhr zur Aufrechterhaltung eines behaglichen Innenraumkli-
mas in Geb¨auden (Steigerung der Energieeffizienz der Anlagentechnik, Ersatz der fossilen
Energieträger durch erneuerbare, CO2-neutrale Energien).

� Kombination der beiden vorgenannten Maßnahmen.

Zur Optimierung der Verluste kann bei gleicher baulicher Nutzung die Fl¨ache der Geb¨aude-
hülle minimiert werden. Optimal ist rein theoretisch eine Kugel als Geb¨audeh¨ullfl äche, die das
günstigste Verh¨altnis von Oberfl¨acheA zu RauminhaltV aufweist. Solche Geb¨aude lassen sich
zwar nicht errichten, dennoch ist offensichtlich, dass gedrungene Bauk¨orper energetisch g¨unsti-
ger sind als sehr stark zergliederte (vgl. Abb. 1). Die Energieeinsparverordnung ber¨ucksichtigt
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Abbildung 1:Änderung des A/V-Verh¨altnisses bei unterschiedlicher Gestaltung der Bauk¨orper

bei ihrem Anforderungsniveau, dass bei gleichem baustofflich-konstruktiven Aufwand kompak-
te Baukörper eine h¨ohere Energieeffizienz aufweisen. Hierbei ist zwar zu bedenken, dass sehr
wenig gegliederte Bauk¨orper langweilig wirken k¨onnen und damit das Wohlbefinden der Be-
wohner und Betrachter – auch ein Aspekt von Nachhaltigkeit – beeintr¨achtigen k¨onnen, es gibt
aber auch Beispiele kompakter Geb¨aude, die sehr abwechslungsreich gestaltet sind. Das A/V-
Verhältnis eines Geb¨audes wird durch die Baustoffwahl nicht beeinflußt, sondern ist eine Gr¨oße,
die ausschließlich vom Entwurf bestimmt wird.

Andererseits k¨onnen Energieverluste durch eine konstruktiv und bauphysikalisch optimale
Ausbildung der Geb¨audeh¨ulle minimiert werden. Dabei beeinflußt die Baustoffwahl die Eigen-
schaften der H¨ullfl äche in sehr großem Maße. Die wichtigste Aufgabe besteht darin, die Trans-
missionswärmeverluste gering zu halten. Dazu sind gute W¨armedämmeigenschaften erforder-
lich. Grundsätzlich ist festzuhalten, dass die Abh¨angigkeit zwischen der Dicke der D¨ammschicht
und der Verringerung der Transmissionsw¨armeverluste logarithmisch verl¨auft. Während die er-
sten 10 cm D¨ammung noch sehr effektiv sind, halbiert sich etwa die Effektivit¨at der nächsten
10 cm Dämmung. Es existiert also eine Grenze der Wirtschaftlichkeit von D¨ammmaßnahmen.

Neben den Transmissionsw¨armeverlusten tragen auch die L¨uftungswärmeverluste zum Ener-
gieverbrauch eines Geb¨audes bei. Die Bedeutung dieses Verlustweges ist wegen des mittlerweile
hohen Dämmniveaus bei Neubauten gestiegen – L¨uftungswärmeverluste k¨onnen bis zu 50 % der
Gesamtw¨armeverluste ausmachen. Es ist daher besonderer Wert auf eine luftdichte Ausf¨uhrung
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der Gebäudeh¨ulle zu legen, so dass die L¨uftung gezielt und gem¨aß den hygienischen Bed¨urfnis-
sen der Geb¨audenutzer erfolgen kann.

Im Bereich der W¨armedämmung weist Normalbeton keine besonderen Vorteile auf. Mit
einer Wärmeleitfähigkeit von� = 2; 3 ist er ein schlechter W¨armedämmstoff. Nicht wärme-
gedämmte Außenbauteile aus Normalbeton werden f¨ur Wohnzwecke jedoch nicht mehr errich-
tet. Stattdessen wird durch W¨armedämmverbundsysteme bzw. mehrschalige Wandkonstruktio-
nen sichergestellt, dass Betonbauten eine hohe Energieeffizienz w¨ahrend der Heizperiode auf-
weisen. Zudem besteht die M¨oglichkeit, durch die Verwendung von Leichtzuschl¨agen – wie
z. B. Blähton oder Bims – die W¨armeleitfähigkeit so herabzusetzen, dass im g¨unstigsten Fall auf
zusätzliche Wärmedämmung verzichtet werden kann. Es muss festgestellt werden, dass nur die
Betrachtung aller Schichten eines Bauteil Aussagen ¨uber dessen w¨armedämmende Eigenschaf-
ten ermöglicht. Die Angaben zur W¨armeleitfähigkeit von Baustoffen allein haben dagegen keine
Aussagekraft.

Zunehmend an Bedeutung gewinnt jedoch das Problem des sommerlichen W¨armeschutzes –
unter anderem weil die sogenannten internen W¨armelasten gestiegen sind. Dabei handelt es sich
insbesondere um die Abw¨arme von elektrischen Ger¨aten im Haushalt und im B¨uro. Hier hat die
Massivbauweise und insbesondere die Betonbauweise erhebliche Vorteile. Die Aufgabe liegt in
der Begrenzung der Inneraumtemperatur auf einen Wert innerhalb des behaglichen Bereiches,
was inüblichen Wohngeb¨auden in Massivbauart normalerweise ohne zus¨atzliche Maßnahmen
gegeben ist. Wird beispielsweise bei B¨urogebäuden eine aktive K¨uhlung erforderlich, werden
zurzeit für diese Aufgabe Klimaanlagen eingesetzt, die neben einem vergleichsweise hohen
Energiebedarf auch zu gesundheitlichen Problemen (sick-building-Syndrom) f¨uhren können. Ei-
ne Alternative stellt die sogenannte Betonkernaktivierung dar. Bei diesem System sind die Mas-
sivdecken (und evtl. auch die W¨ande) von Rohrleitungen durchzogen, in denen Wasser zirkuliert.
Die Bauteile werden w¨ahrend der Nacht abgek¨uhlt, um die so gespeicherte K¨alte während der
Gebäudenutzung wieder abzugeben. Wegen der Masse der Bauteile und der relativ hohen spezi-
fische Wärmekapazit¨at des Baustoffs Beton reicht dabei eine Abk¨uhlung um einige Grad Celsius
aus. So kann vermieden werden, dass der Temperaturunterschied zwischen Raumlufttemperatur
und Oberflächentemperatur unbehaglich wird bzw. dass es zu Tauwasserniederschlag kommt.

Prinzipiell läßt sich ein solches System auch zur Heizung eines Geb¨audes nutzen. Es beste-
hen sehr gute Kombinationsm¨oglichkeiten mit regenerativen Energiequellen wie Massivabsor-
bern aus Beton in Kontakt mit dem Erdreich, dem Grundwasser oder der Außenluft.

5.3 Ökonomische Aspekte

Bauen ist für das Funktionieren einer Volkswirtschaft unerl¨asslich. Bauwerke und Anlagen zur
Produktion, Infrastruktur zur Mobilit¨at (Waren und Dienstleistungen), Geb¨aude für Wohnen und
Freizeit sowie bauliche Anlagen der Umweltvorsorge und des Umweltschutzes sichern Grund-
bedürfnisse, Lebensqualit¨at und Wohlstand. Die Betonbauweise hat hieran einen wesentlichen
Anteil. Unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit gewinnt die Frage nach der Wirtschaftlich-
keit von (Beton-)Bauwerken eine neue und erweiterte Bedeutung. Hierbei kann zwischen be-
triebswirtschaftlichen und volkswirtschaftlichen Aspekten einer nachhaltigen Entwicklung un-
terschieden werden, da je nach Zielsetzung die eine oder andere Sichtweise im Vordergrund
steht.
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Die betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkte einer nachhaltigen Entwicklung werden durch
Marktmechanismen und zum Teil durch staatliche Regulierungen gesteuert. Die Entscheidungs-
prozesse sind im Wesentlichen bei den als Unternehmer handelnden Betreibergesellschaften,
Baufirmen und Banken angesiedelt. An dieser Stelle kann darauf nicht vertieft eingegangen
werden.

Unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten kann festgestellt werden, dass nachhaltige Ent-
wicklung im Bauwesen eine zukunftsf¨ahige und kosteng¨unstige Realisierung von Bauwerken
bedeutet, die zur Bed¨urfnisbefriedigung der Bev¨olkerung einer Region oder Nation beitr¨agt.
Es lässt sich eine lange Liste solcher Bauten aufstellen, z. B. bezahlbarer Wohnraum f¨ur brei-
te Bevölkerungsschichten, Krankenh¨auser, Kläranlagen, Straßen, Br¨ucken, Tunnel, Parkh¨auser,
Wasserbauwerke, Strassen- und U-Bahnen, Flugh¨afen, Produktions- und Lagerhallen, etc.

Private Finanzierungsmodelle im Bereich von Infrastrukturmaßnahmen , beispielsweise Stra-
ßen, Tunnel, Br¨ucken, aber auch Schienenwege oder Bauwerke der Ver- und Entsorgung k¨onnen
einen wertvollen Beitrag zu nachhaltiger Entwicklung leisten.

Betrachtet man private Finanzierungsmodelle unter dem Aspekt einer nachhaltigen Entwick-
lung, lässt sich feststellen, dass in der Regel drei Interessengruppen existieren, die eine mehr
oder weniger große Affinit¨at zu den drei Dimensionen der Nachhaltigkeit aufweisen. Einerseits
erwarten die Nutzer eines solchen Bauwerks die Befriedigung Ihrer Bed¨urfnisse (soziale Di-
mension). Das Unternehmen, das diese Bauwerk plant, finanziert und betreibt hat in erster Linie
ein Gewinninteresse (¨okonomische Dimension). Die ¨okologische Dimension wird in diesem Fall
teilweise durch die politischen Gremien, zum Teil auch durch Non Government Organisations
(NGOs) (nichtstaatliche Interessenvertretungen, wie z. B. Umweltverb¨ande), wahrgenommen.

Ein gutes Beispiel f¨ur nachaltiges Bauen mit Hilfe von privatfinanzierten Infrastrukturpro-
jekten ist der Herrentunnel unter der Trave in L¨ubeck [16]. An dieser Stelle befindet sich eine
Klappbrücke, die den Belastungen aus gestiegenem Verkehrsaufkommen nicht mehr gewachsen
ist und die bis sp¨atestens 2005 ersetzt werden muss. Der Bund als Baulasttr¨ager konnte lediglich
Mittel f ür einen Ersatzbau bereitstellen, der jedoch betriebliche Nachteile (Staus zu den Zeiten
geöffneter Klappbr¨ucke) bedeutet h¨atte. Aus Sicht der betroffenen Nutzer, aber auch aus ¨okolo-
gischer Sicht (Wasserversorgung der Stadt, L¨armbelastung, Fl¨achenverbrauch) stellt ein Tunnel
die bessere L¨osung dar. Durch die private Vorfinanzierung der infolge der Ausf¨uhrung eines
Tunnels verursachten Mehrkosten durch ein privates Konsortium konnte hier die ¨okologisch und
Sozial verträglichere Variante auch wirtschaftlich realisiert werden. Diese Mehrkosten werden
durch eine Maut, die von den Nutzern des Tunnels zu zahlen ist, refinanziert.

Im Hochbau existieren ebenfalls Beispiele von privat (vor-)finanzierten Projekten, wie z. B.
der britischen Botschaft in Berlin, Krankenh¨ausern, Schulen, die allerdings zum Teil im eu-
ropäischen Ausland ausgef¨uhrt wurden. Im Gegensatz zu Infrastrukturmaßnahmen sind bei sol-
chen Objekten Nutzungsentgelte in Form von Miet- oder Pachtzahlungen nichts Ungew¨ohnli-
ches. Zudem handelt es sich in der Regel um Vetragsverh¨altnisse zwischen zwei Beteiligten, die
hauptsächlich aufgrund betriebswirtschaftlicher Rahmenbedingungen ausgestaltet werden.

5.4 Nachhaltige Entwicklung und sozialer Wandel

Die Berührungspunkte zwischen dem Bauen und der Gesellschaft sind mannigfaltig. Seit je-
her sind Bauwerke ein Spiegelbild der jeweiligen gesellschaftlichen Strukturen. Bemerkenswert
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ist, dass Bauwerke vielfach auch dann noch Bestand haben und genutzt werden, wenn die ge-
sellschaftlichen Strukturen, die sie hervorgebracht haben, l¨angst vergangen sind. Als Beispiele
können Monumentalbauten der griechischen und r¨omischen Antike ebenso genannt werden, wie
mittelalterliche Burgen und Stadtkerne. Romanische und gotische Sakralbauten geh¨oren zum
allgegenwärtigen Stadtbild in Europa, obwohl sich die Gesellschaftsordnung seit dieser Zeit
radikal verändert hat. Aber auch in neuerer Zeit sind solche Ph¨anomene zu beobachten. Die ge-
sellschaftlichen Entwicklungen 19. Jahrunderts markieren den Wandel von der Feudal- zur Indu-
striegesellschaft. Gegenw¨artig ist zu beobachten, dass diese Industriegesellschaft Ver¨anderungen
unterliegt, die m¨oglicherweise ¨ahnliche Dimensionen haben werden. Diese Vorg¨ange werden
auch als Wandel von der Industriegesellschaft zur Dienstleistungsgesellschaft bzw. Informati-
onsgesellschaft bezeichnet. Ohne Anspruch auf Vollst¨andigkeit sollen im folgenden beispielhaft
einige Aspekte der Wechselwirkungen zwischen nachhaltiger Entwicklung, gesellschaftlichem
Wandel und Bauwerken betrachtet werden.

5.4.1 Folgenutzung von Bauwerken

Im Zuge des gegenw¨artigen Strukturwandels werden vermehrt alte Industriestandorte und damit
auch große Fl¨achen in ihrer urspr¨unglichen baulichen Nutzung aufgegeben. Dieser Prozess ist
z. B. im Ruhrgebiet, an den Werftstandorten in Norddeutschland und – allerdings aus anderen
Gründen – in den neuen Bundesl¨andern weit fortgeschritten und liefert Beispiele sinnvoller Fol-
genutzungen der bei diesem Wandel freigewordenen Fl¨achen und Bauwerke. Bei innerst¨adtisch
gelegenen Objekten ohne Altlasten aus der vorangegangenen Industrienutzung findet vielfach
ein Umbau von alten Fabrikgeb¨auden zu Wohnungen – sogenannten Lofts – statt. Es ist zu be-
obachten, dass sich in diesen Lofts bevorzugt Vertreter freier Berufe wie z. B. K¨unstler, Journali-
sten, Architekten und Ingenieure, Unternehmensberater, etc. ansiedeln. Mittlerweile kann davon
ausgegangen werden, dass die Nachfrage nach solchen innerst¨adtischen ehemaligen Industrie-
gebäuden in manchen St¨adten das Angebot ¨ubersteigt. Bemerkenswert ist, welche Marktmecha-
nismen in solchen F¨allen in Gang gesetzt werden. So wurde z. B. in K¨oln mit dem

’
New Loft‘

ein Bauwerk errichtet, das hinsichtlich Lage, Dimensionierung, Erschließung, Ausstattung und
Raumaufteilung solchen alten Fabrikhallen entspricht – es handelt sich jedoch um einen kom-
pletten Neubau. Zu dem Konzept geh¨ort auch, dass der Innenausbau, z. B. B¨ader, Oberb¨oden,
etc. von den jeweiligen K¨aufern in Eigenregie durchgef¨uhrt werden muss. Dass es sich um ein
erfolgreiches Konzept handelt, l¨aßt sich daran erkennen, dass dieses Objekt nicht nur in kurzer
Zeit vollständig vermarktet werden konnte, sondern aufgrund der f¨ur die Juryüberzeugenden
Gestaltung mit dem Architekturpreis Beton 2001 ausgezeichnet wurde.

Eignen sich die freigewordenen Bauwerke aufgrund ihrer Aufteilung nicht f¨ur eine Folgenut-
zung zu Wohnzwecken, gelingt gelegentlich trotzdem die Einrichtung von St¨atten für kulturelle
Veranstaltungen oder f¨ur Freizeitaktivitäten. Bekannte Beispiele sind der Landschaftspark Duis-
burg Nord, der Gasometer in Oberhausen oder die alte V¨olklinger Hütte, die mittlerweile sogar
ins Weltkulturerbe aufgenommen worden ist. In diesen Denkmalen der Industriekultur finden re-
gelmässig Konzerte, Theaterauff¨uhrungen und Festveranstaltungen jeglicher Art statt. Auch die
Nutzung für sportliche Aktivitäten wie z. B. bei der alten Abraumhalde in Bocholt, die zu einer
künstlichen Skipiste umgestaltet wurde, ist m¨oglich. Damit wird dem zunehmenden Bed¨urfnis
der Gesellschaft nach abwechslungsreicher Gestaltung der Freizeit Rechnung getragen.
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Häufig stellen Altlasten aus der industriellen Nutzung ein Risiko planerischer und finanziel-
ler Art für die angestrebte Folgenutzung dar. In diesen F¨allen wird eine Sanierung vielfach nicht
von Bauträgern, sondern in kommunaler Tr¨agerschaft durchgef¨uhrt. Bereits das Bauplanungs-
recht bietet weitgehende M¨oglichkeiten, Festlegungen hinsichtlich der Nutzung von Fl¨achen und
der zu errichtenden Geb¨aude zu treffen. Durch eine ausgewogene Mischung zwischen Wohnen,
Dienstleistungen, Gewerbe und Verkehr k¨onnen auf alten Industriebrachen vitale Unterzentren
geschaffen werden und damit gesellschaftliche Aspekte einer nachhaltigen (Stadt-)Entwicklung
berücksichtigt werden. Allerdings kann eine solche Stadtplanung durchaus ¨uber die freigewor-
denen Brachfl¨achen hinausgehen und ganze Stadtviertel umfassen.

Die Auswirkungen eines gesellschaftlichen Wandels werden auch bei den Großsiedlungen,
die besonders w¨ahrend der Zeit zwischen 1960 und ca. 1975 in Ballungsgebieten errichtet wur-
den, deutlich. Viele dieser Anlagen befriedigten in erster Linie das Bed¨urfnis, in kurzer Zeit be-
zahlbaren Wohnraum f¨ur breite Schichten der Bev¨olkerung zu schaffen. Heute wird mehrheitlich
die Ansicht vertreten, dass andere – damals weniger dringende – Bed¨urfnisse wie die Qualit¨at
des Wohnumfeldes, Maßst¨ablichkeit, individuelle Formen, Flexibilit¨at der Wohnungen und Auf-
wendungen f¨ur den laufenden Betrieb nicht ausreichend Beachtung fanden. In Zeiten des Man-
gels an Wohnraum ist die Vernachl¨assigung dieser Bed¨urfnisse zun¨achst ohne Folgen geblieben.
Bei – verglichen mit dem o. g. Zeitraum – nachlassendem Druck auf den Wohnungsmarkt haben
sie jedoch an Bedeutung gewonnen und dazu gef¨uhrt, dass wirtschaftlich unabh¨angige Woh-
nungssuchende auf h¨oherwertigen Wohraum ausgewichen sind. Die Folgen sind regional unter-
schiedlich. Während in den alten Bundesl¨andern eine Konzentration sozial schwacher Bev¨olke-
rungsgruppen auf solche Großsiedlungen bis hin zur Ghettobildung zu beobachten ist, stehen
die in Großtafelbauweise errichteten Wohnsiedlungen in den neuen Bundesl¨andern teilweise zu
50 % leer. In der Folge entstehen meist soziale Brennpunkte mit hoher Kriminalit¨atsrate, Verar-
mung des gesellschaftlichen Lebens und einhergehendem Verfall der baulichen Anlagen. Es ist
offensichtlich, dass im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung die gebaute Umwelt einen großen
Einfluss auf die Entwicklungschancen der dort heranwachsenden Generationen hat. In den neuen
Bundesländern wird inzwischen der gezielte R¨uckbau solcher Siedlungen mit hohem Leerstand
begonnen. In den alten Bundesl¨andern erlaubt es die Nachfrage nach Wohnraum in Ballungsge-
bieten gegenw¨artig nicht, diese Kapazit¨aten vom Markt zu nehmen, ohne Ersatzneubauten zur
Verfügung zu stellen.

Angesichts der Definition von nachhaltiger Entwicklung (vgl. Seite 1) ist festzustellen, dass
die Folgenutzung von alten Bauwerken jeder Art mit den Prinzipien einer nachhaltigen Entwick-
lung vereinbar ist, da diese Bauwerke w¨ahrend ihrer urspr¨unglichen Nutzung die Bed¨urfnisse der
(zu dieser Zeit) gegenw¨artigen Generation erf¨ullt haben, ohne die M¨oglichkeiten der (zu dieser
Zeit) zukünftigen Generationen in bezug auf deren (zu dieser Zeit noch unbekannten) Bed¨urfnis-
se und Lebensstile [allzusehr] einzuschr¨anken. Eine differenzierte Betrachtung offenbart jedoch
zwei wesentliche Probleme im Bereich der Folgenutzungen.

Voraussetzung f¨ur Folgenutzungen alter Bauwerke ist, dass sie in der Lage sind, auch andere
Bedürfnisse als diejenigen, f¨ur deren Befriedigung sie urspr¨unglich geplant waren, zu erf¨ullen.
Allerdings ist diese Flexibilit¨at nur teilweise durch die urspr¨ungliche Planung, aber mindestens
ebenso sehr durch aktuelle gesellschaftliche Prozesse und die Kreativit¨at der gegenw¨artigen Ge-
neration bedingt. Insofern wird die Forderung, dass Bauwerke sowohl f¨ur die Befriedigung der
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Bedürfnisse der gegenw¨artigen als auch der zuk¨unftigen Generationen geplant werden sollen,
relativiert, denn einerseits besteht zwangsl¨aufig Unwissen bez¨uglich der Bed¨urfnisse der zuk¨unf-
tigen Generation, andererseits n¨otigt jede Prognose zu Bed¨urfnissen zuk¨unftiger Generationen
diese zu einer gewissen Nutzung oder einem bestimmten Lebensstilz. Dies zeigt, dass Dauer-
haftigkeit an sichnicht notwendigerweise einer nachhaltigen Entwicklung dient. Nachhaltiges
Bauen bedeutet daher wohl eher, dass Dauerhaftigkeit von Bauwerken zuk¨unftigen Generatio-
nen dieOptioneiner weiteren Nutzung er¨offnen soll, ohne einen R¨uckbau und eine alternative
Nutzung zu verhindern. Beispielsweise kann es im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung eben-
so sinnvoll sein, Bauwerke zu konstruieren, die nach der planm¨aßigen Nutzungsdauer m¨oglichst
einfach rückgebaut werden k¨onnen, wie es auch sinnvoll sein kann, Bauwerke zu konstruieren,
deren Lebenserwartung mehrere Generationen betr¨agt. EineÜberlegenheit der einen ¨uber die
andere Strategie ist nicht zu erkennen. Grunds¨atzlich ist jedoch festzuhalten, dass fast jede Ent-
scheidung im Sektor Bauen und Wohnen in Ihren Auswirkungen mehrere Generationen betrifft
und daher sehr sorgf¨altig abzuwägen ist.

5.4.2 Deregulierung und Innovation

Am Beispiel der Folgenutzung von Bauwerken wurde erl¨autert, dass eine nachhaltige Entwick-
lung auf dem Sektor Bauen und Wohnen nicht nur als konkrete Handlungsanweisung im Sinne
technischer oder gesetzlicher Regelwerke, sondern auch als ein Kommunikationsprozess zwi-
schen verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen und Interessen aufzufassen ist. Die Umsetzung
einer nachhaltigen Entwicklung erfordert demnach nicht nur die Besch¨aftigung mit den Auswir-
kungen menschlichen Handelns in der Zukunft. Mindestens ebenso sehr ist es erforderlich, ein
gesellschaftliches Umfeld zu schaffen, in dem Gestaltungsm¨oglichkeiten gewahrt bleiben und
in dem ein Interessenausgleich m¨oglich ist, ohne dass Innovationen blockiert werden. Dabei ist
zu beachten, dass sich die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen seit der Ver¨offentlichung des
Abschlussberichts der Brundtland Kommission gravierend ver¨andert haben. Das Ende des kal-
ten Krieges und die als Globalisierung beschriebenen Ver¨anderungen haben eine grundlegende
Diskussion ¨uber die zuk¨unftige Rolle und die Aufgaben des Staates initiiert. Es ist zu beobach-
ten, dass hierarchische Strukturen und kollektive Entscheidungen an Bedeutung verlieren und
nichtstaatliche Organisationen (NGO’s) und Individualismus gr¨oßeren Einfluss gewinnen. Dies
zeigt sich beispielsweise in Fragen der Energiepolitik – insbesondere bei der friedlichen Nut-
zung der Kernenergie – aber auch bei großen Infrastrukturmaßnahmen, im Umweltschutz und
beim Bauen und Wohnen (z. B. St¨adtebau, Baulandproblematik).

Ein Beispiel für die starke Regulierung des Bereichs Bauen und Wohnen findet sich beim
sozialen Wohnungsbau der letzten ca. 30 Jahre. Hierbei handelt es sich vorwiegend um Ge-
schosswohnungsbauten, die sowohl von privaten Investoren als auch von kommunalen Woh-
nungsgesellschaften errichtet wurden. In vielen F¨allen erfüllen diese Wohnungen ihre eigentli-
che Aufgabe nicht mehr. In den Bauten der st¨adtischen Wohnungsgesellschaften ist h¨aufig eine
Vernachlässigung der Geb¨aude und der Bed¨urfnisse ihrer Bewohner festzustellen, die sich in
einer Konzentration sozial schwacher Gruppen manifestiert. Zu einer solchen Entwicklung kann
auch ein Belegungsrecht durch die f¨ordernde Institution beigetragen haben. Ein solches Bele-

zDas hieße: ‘compromising the ability of future generations to meet their own needs’
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gungsrecht bewirkt einerseits h¨oheren F¨orderbeträge, andererseits f¨uhrt es dazu, dass Personen,
die auf dem freien Wohnungsmarkt keine Aussicht auf eine Wohnung haben, ¨uberproportional
häufig in solche mit Belegungsrecht versehenen Geb¨aude einziehen. In der Folge sinkt die At-
traktivität des Wohnumfeldes und der Teufelskreis schließt sich. Andererseits existiert eine Rei-
he ähnlich gestalteter und genutzter Geschossbauten – z. B. die in den sp¨aten 70-er und fr¨uhen
80-er Jahren realisierten Wohnparks – die ein attraktives Wohnumfeld bieten. Dies deutet darauf
hin, dass die Bauweise an sich kein entscheidendes Kriterium f¨ur die gesellschaftliche Akzep-
tanz von Wohnraum ist. Ausschlaggebend f¨ur die Akzeptanz eines Geb¨audes ist vielmehr das
Zusammenspiel von sozialen Strukturen innerhalb der Nachbarschaft und der Geb¨audegestal-
tung. Vor diesem Hintergrund ist der in j¨ungerer Zeit zu verzeichnende Trend zu kosteng¨unstigen
Einfamilienhäusern an der Peripherie der St¨adte, der vielfach nur das Bed¨urfnis nach bezahlba-
rem Wohnraum erf¨ullt, ohne entsprechende soziale Strukturen zu f¨ordern, durchaus kritisch zu
hinterfragen.

Bei der Entwicklung und Gestaltung der Umwelt handelt es sich um einen gerichteten Pro-
zess, der unumkehrbar ist und permanent Ver¨anderungen mit sich bringt – durch menschliches
Handeln, aber auch durch Nichthandeln. Fatalerweise m¨ussen die anstehenden Entscheidun-
gen auf einem Erkenntnisstand getroffen werden, der zwangsl¨aufig unvollkommen ist. In die-
sem Sinne kann nachhaltige Entwicklung auch als ein permanentes Abw¨agen von Alternati-
ven möglichst unter Ber¨ucksichtigung der artikulierten Interessen aller Betroffenen angesehen
werden. Ziel muss dabei sein, die nach gegenw¨artigem menschlichen Ermessen wahrscheinli-
chen, unvermeidlichen Nebenwirkungen einer Entscheidung zu minimieren und daf¨ur zu sorgen,
dass diese Nebenwirkungen, die infolge der Befriedigung von Bed¨urfnissen entstehen, nicht un-
verhältnismäßig hoch sind.

6 Stoffkreislauf von Zement und Beton

Insgesamt fielen im Jahr 1997 etwa 77 Mio. Tonnen mineralischer Bauschutt, Baurestmassen,
Straßenaufbruch und Baustellenabf¨alle an [20]. Darin sind die Mengen an Erdaushub (nicht
überwachungsbed¨urftiger Abfall zur Verwertung) nicht enthalten. Unter Ber¨ucksichtigung der
Tatsache, dass das Bauwesen zu den Wirtschaftszweigen geh¨ort, die sehr große Stoffstr¨ome
erzeugen (s. o.) ist hervorzuheben, dass der Anteil am Gesamtabfallaufkommen, das auf ca.
350 Mio. Tonnen bis 400 Mio. Tonnen gesch¨atzt wird [18], vergleichsweise gering ist. Zudem
wurden von den angefallenen 77 Mio. Tonnen ca. 54 Mio. Tonnen stofflich verwertet. Die Recyc-
lingquote mineralischer Bauabf¨alle liegt damit bei ca. 70%. Von diesen 54 Mio. Tonnen kommen
ca. 12 bis 19 Mio. Tonnen f¨ur den Erdbau in Frage. Zwischen 35 und 42 Mio. Tonnen sind qua-
litativ geeignet, um prim¨are Mineralstoffe zu ersetzen, davon 20 Mio. Tonnen im klassifizierten
Straßenbau oder Betonhochbau. Die Menge an rezyklierten Gesteinsk¨ornungen f¨ur Beton be-
trägt derzeit (1999/2000) ca. 1,6 Mio. Tonnen und hat damit einen Anteil von ca. 1,2 % an der
Gesamtmenge an Gesteinsk¨ornungen f¨ur Beton [20]. Dabei ist zu ber¨ucksichtigen, dass die zu-
gehörige Richtlinie erst 1998 ver¨offentlicht worden ist.

Beim Recycling von Beton ist zwischen Frischbetonrecycling einerseits und dem Festbe-
tonrecycling andererseits zu unterscheiden. Unter Frischbetonrecycling versteht man die interne
Kreislaufführung im Betonwerk . Hierbei werden sogenannte R¨uckmengen – also Beton, der
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Höchstanteile rezyklierter Gesteinsk̈ornungen bezogen auf deren Gesamtmenge
Betonsplitt Betonbrechsand
>2mm �2mm

[Vol.-%] [Vol.-%]
Innenbauteil� B 25 35
Innenbauteil B 35 25

7

Außenbauteile
WU-Beton
hoher Frostwiderstand

20 0

hoher Widerstand gegen chem. Angriff

Tabelle 4: Anteile an rezyklierten Gesteinsk¨ornungen nach [2]

beim Reinigen von Mischern und Pumpen im Werk anf¨allt – sowie nicht eingebauter Beton, der
von den Fahrmischern zur¨uck ins Werk gebracht wird, in ihre Bestandteile getrennt und erneut
der Produktion zugef¨uhrt. Diese R¨uckmengen machen ca. 2,5 % der Gesamtproduktion eines Be-
tonwerks aus. Das Restwasser, das auch die Feinanteile�0,25 mm enth¨alt, und die im Restbeton
enthaltenen gr¨oßeren Korngruppen ersetzen entsprechende Massen an Prim¨arrohstoffen (Frisch-
wasser, Gesteinsk¨ornungen). Die Verwendung von Restwasser, Restbeton und Restm¨ortel zur
Herstellung von Beton ist in einer DAfStb-Richtlinie [1] geregelt.

Beim Festbetonrecycling wird der Betonabbruch aufbereitet, d. h. er wird gebrochen und
gesiebt, so dass Betonsplitt und Betonbrechsand erzeugt werden. Die Anwendung dieser Pro-
dukte als Gesteinsk¨ornungen wird ebenfalls durch eine DAfStb-Richtlinie [2] geregelt. Dadurch
können bis zu 35 Vol.-% der Kiesfraktion und bis zu 7 Vol.-% der Sandfraktion durch Recycling-
Material ersetzt werden (vgl. Tab 4).

7 Ausblick

Es dürfte sichäußerst schwierig gestalten, die ¨okologischen, ¨okonomischen und gesellschaftli-
chen Aspekte einer nachhaltigen Entwicklung und erst recht deren komplexe Wechselwirkungen
zu bewerten. Es kann jedoch als sicher gelten, dass Bauen auch weiterhin wertvolle Beitr¨age
zur Bedürfnisbefriedigung der Menschheit leisten wird. Es werden damit jedoch zwangsl¨aufig
auch Nebenwirkungen verbunden sein. Die Vor- und Nachteile von Baumaßnahmen m¨ussen da-
bei sorgfältig gegeneinander abgewogen werden. F¨ur eine Vielzahl von Bed¨urfnissen bietet die
Betonbauweise effiziente, sozial- und umweltvertr¨agliche Lösungen. Der Beitrag der Betonbau-
weise zum nachhaltigen Bauen kann in einer Art kontinuierlichem Verbesserungsprozess liegen,
der die Option der Betonbauweise sichert und durch einen Dialog auch mit den Kritikern dazu
beiträgt, die Zukunftsf¨ahigkeit Betonbauweise zu gew¨ahrleisten.
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